
Die Ausweisung 
und andere ausländerrechtliche Folgen 
strafrechtlicher Entscheidungen

A N N A  F R Ö L I C H – FA C H A N WÄ LT I N  F Ü R  M I G R AT I O N S R E C H T

R E C H T S A N WÄ LT E  WÄ C H T L E R  U N D  KO L L E G : I N N E N

W W W. K A N Z L E I 7 3 . D E



Inhalt

A. Überblick

B. Grundlagen und Verfahren

C. Im Einzelnen

D. Zusammenfassung

2
RECHTSANWÄLTIN ANNA FRÖLICH

WÄCHTLER & KOLLEG:INNEN
FROELICH@KANZLEI73.DE



A. Überblick
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(fast) jede strafrechtliche Entscheidung 
hat ausländerrechtliche Folgen

Strafrechtliche 
Entscheidung

Erteilung einer 
Aufenthalts-

erlaubnis

Verlängerung 
der 

Aufenthalts-
erlaubnis

Widerruf der 
Aufenthalts-

erlaubnis

Ausweisung – 
Erlöschen der 
Aufenthalts-

erlaubnis

Einbürgerung
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Wann kann eine strafrechtliche Entscheidung 
überhaupt im Aufenthaltsrecht 
Berücksichtigung finden?

❖  Verwertbarkeit - Tilgung

❖  Gegenwärtige Gefahr für öffentliche Sicherheit 

      und Ordnung – Wiederholungsgefahr
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Wichtige Informationen

❖ Welchen Aufenthaltsstatus hat der Ausländer?
❖ Wie lange lebt er (rechtmäßig) in Deutschland?
❖ Welche Bindungen gibt es (familiär und beruflich)?
❖ Welche ausländerrechtliche Maßnahme steht an?

➢ Welche Grenzwerte für strafrechtliche            
     Verurteilungen gelten ggf?
➢ Wiederholungsgefahr?
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B. Grundlagen
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B. Grundlagen

I. Aufenthaltsstatus?

II. Verfahren
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B. Grundlagen
I .  AUFENTHALTSSTATUS?
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I. Aufenthaltstitel
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1. Niederlassungserlaubnis, § 9 oder § 26 AufenthG

- unbefristete Aufenthaltserlaubnis

- Notwendigkeit Tätigwerden nur bei Anhörungsschreiben der Abh

2. Aufenthaltserlaubnis

- befristet! 

- vor Ablauf Verlängerung beantragen!
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I. Aufenthaltstitel
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3. Duldung § 60a AufenthG

- kein Aufenthaltsrecht

- keine Erfordernis der Verlängerung während Haft

4. Aufenthaltsgestattung, § 55 Abs. 1 AsylG

- Aufenthaltsrecht während Asylverfahren

- BAMF Aufenthaltsort mitteilen!
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B. Grundlagen
I I .  VERFAHREN
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II. Verfahren
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1. Ausländer hat Niederlassungserlaubnis

Anhörungsschreiben der ABH zur beabsichtigten Ausweisung mit Frist

Bescheid Ausweisung

RF: Niederlassungserlaubnis erlischt, § 51 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG

Klage innerhalb 1 Monat

RF: Abschiebung ausgesetzt; 

Erwerbstätigkeit weiter erlaubt, § 84 Abs. 2 Satz 2 AufenthG
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II. Verfahren
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2. Ausländer hat Aufenthaltserlaubnis

Ggf Antrag auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis

Anhörungsschreiben der Abh zur beabsichtigten Ausweisung und Ablehnung 
der Verlängerung mit Frist

Bescheid Ausweisung und Ablehnung Verlängerung AE

Rechtsfolge (RF):  Ausländer ist Ausreisepflichtig

Klage und ggf einstweiliger Rechtsschutz (e.RS) innerhalb 1 Monat

RF bei e.RS: Abschiebung ausgesetzt bis Entscheidung e. RS; 

Erwerbstätigkeit weiter erlaubt, § 84 Abs. 2 Satz 2 AufenthG
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II. Verfahren
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3. Ausländer hat Duldung

Anhörungsschreiben der Abh zur beabsichtigten Ausweisung mit Frist

Bescheid Ausweisung

Rechtsfolge (RF):  Ausländer darf vor Ausreise keine 
Aufenthaltserlaubnis mehr erteilt werden, § 11 Abs. 1 AufenthG

Klage innerhalb 1 Monat

Ggf gesondert einstweiliger Rechtsschutz gegen Abschiebung (e.RS)

RF bei e.RS: Abschiebung ausgesetzt bis Entscheidung über e. RS
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II. Verfahren
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4. Ausländer hat Aufenthaltsgestattung

Ausweisung erst nach Abschluss des Asylverfahrens möglich, § 53 Abs. 4 
AufenthG

Ggf. Anhörungsschreiben der ABH zur beabsichtigten Ausweisung mit Frist

Bescheid Ausweisung erst nach Entscheidung im Asylverfahren!

Bescheid BAMF da? Klageverfahren Asyl? Problem: Vorziehen der 
mündlichen Verhandlung bei den Verwaltungsgerichten

Klage innerhalb 1 Monat

Ggf gesondert einstweiliger Rechtsschutz gegen Abschiebung (e.RS)
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II. Verfahren
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5. Ablauf Klageverfahren allgemein

Klage innerhalb eines Monats   

Ggf Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz

Entscheidung e.RS ohne mündliche Verhandlung

Ablehnung e.RS: Möglichkeit der Beschwerde bei VGH

RF Ablehnung: Ausländer ist ausreisepflichtig und kann ggf abgeschoben 
werden

Entscheidung Klage erst nach mündlicher Verhandlung

Möglichkeit des Antrags auf Zulassung der Berufung innerhalb eines Monats
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II. Verfahren
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5. Ablauf Klageverfahren allgemein

Antrag Zulassung der Berufung (AzdB)

Entscheidung AzdB ohne mündliche Verhandlung

Bei Zulassung: Berufungsverfahren wird durchgeführt

Entscheidung Berufungsverfahren erst nach mündlicher Verhandlung

(Ggf. Möglichkeit der Revision beim Bundesverwaltungsgericht 
innerhalb eines Monats)
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C. Im Einzelnen
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C. Im Einzelnen

I.  Ausweisung

II. Beendigung des Aufenthaltsrechts

III. Erteilung und Verlängerung eines Aufenthaltsrechts

IV. Einbürgerung
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C. Im Einzelnen
I .  DIE AUSWEISUNG
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I. Die Ausweisung
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§ 53 AufenthG n.F: Ausweisung setzt voraus

I. Gegenwärtige Gefahr für öffentliche Sicherheit und Ordnung
II. Interessenabwägung zwischen

    Ausweisungsinteresse   Bleibeinteresse
    des Staates    des Ausländers

III. Sonderfälle

a. Anerkannte Flüchtlinge, Assoziationsberechtigte EWG/Türkei und 
Daueraufenthalt EU

b. Personen, die Asylanträge gestellt haben 
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1. Gegenwärtige Gefahr für 
öffentliche Sicherheit und Ordnung

Tatbestand des § 53 Abs. 1 setzt voraus

a) Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
der freiheitliche demokratischen Grundordnung oder 
sonstiger erheblicher Interessen der BRD

b) Gefahrenprognose
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1. Gegenwärtige Gefahr für 
öffentliche Sicherheit und Ordnung
Gefährdung eines in § 53 genannten Rechtsgutes

➢Öffentliche Sicherheit = i.d.R. bei strafbarer Verletzung von Individual- und 
Gemeinschaftsgütern (z.B. Eigentum, Freiheit, körperliche Unversehrtheit, 
Bestand und Funktionieren des Staates)

➢Öffentliche Ordnung = Gesamtheit der ungeschriebenen sozialen und 
ethischen Regeln, die für das Zusammenleben unerlässlich sind

➢Freiheitliche demokratische Grundordnung = unantastbare Grundprinzipien 
der Staatsgestaltung (z.B. Gewaltenteilung, Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 
Unabhängigkeit der Gerichte, Chancengleichheit für alle politischen Parteien, 
etc.), s.a. § 4 BVerfSchG

➢Sonstige erhebliche Interessen der BRD = z.B. Innere u. Äußere Sicherheit, das 
internat. Ansehen der BRD, wirtschafts-, einwanderungs- und sozialpolitische 
Belange
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1. Gegenwärtige Gefahr für 
öffentliche Sicherheit und Ordnung

Gefahrenprognose

➢Ausweisung dient nicht der Ahndung, sondern der Vorbeugung 
künftiger (weiterer) Beeinträchtigungen erheblicher öffentl Belange

➢Spezialpräventive Ausweisung: Ermittlung der Wiederholungsgefahr
◦ Muss nach dem Verhalten des Ausländers davon ausgegangen werden, dass er 

erneute Rechtsgutsverletzung begeht?

◦ Je höher der mögliche Schaden, desto kleiner die erforderliche Wahrscheinlichkeit

◦ Ausweisung auch bei Bewährungsstrafe möglich, da Ausländerbehörde nicht an 
Bewertung der Strafgerichte gebunden! (siehe aber: BVerfG, Beschluss v. 19.10.2016 – 
2 BvR 1943/16)

 In der Praxis wird i.d.R. immer von Wiederholungsgefahr ausgegangen
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1. Gegenwärtige Gefahr für 
öffentliche Sicherheit und Ordnung
Gefahrenprognose

➢Generalpräventive Ausweisung (keine Wiederholungsgefahr liegt vor) nur 
in Ausnahmefällen 

            In der Rspr. derzeit immer häufiger Ausweichen auf Arg. der Generalprävention

◦ Nicht zulässig bei Affekt-, Hang- oder Leidenschaftstaten, denen ein rational 
gesteuertes Verhalten nicht zugrunde liegt

◦ das Ausweisungsinteresse muss noch aktuell sein (z.Zpkt. der letzten mündl. 
Vhdlg. oder Entscheidung des Tatsachengerichts)

◦ Da auch ein generalpräventives Ausweisungsinteresse mit zunehmendem 
Zeitabstand an Bedeutung verliert, bedarf es für die Beurteilung seines Vorliegens 
eines Orientierungsrahmens 

◦ untere Grenze: einfache Verjährungsfrist gem. § 78 Abs. 3 StGB 
◦ obere Grenze: absoluten Verjährungsfrist des § 78 c Abs. 3 S. 2 StGB
◦ Bei abgeurteilten Straftaten bilden die Tilgungsfristen des § 46 BZRG zudem eine 

absolute Obergrenze, weil nach deren Ablauf die Tat und die Verurteilung dem 
Betroffenen im Rechtsverkehr nicht mehr vorgehalten werden dürfen 
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2. Interessenabwägung
Abwägung zwischen

Ausweisunginteressen des Staates

                   Und

Bleibeinteressen des Ausländers

Unter Berücksichtigung der 

Umstände des Einzelfalles, § 53 Abs. 2 AufenthG

◦ Dauer des Aufenthaltes

◦ Persönliche Bindungen zur Bundesrepublik  zum Herkunftsstaat

◦ Wirtschaftliche Bindungen zur BRD   zum Herkunftsstaat

◦ Sonstige Bindungen zur BRD    zum Herkunftsstaat

◦ Folgen der Ausweisung für Familienangehörige

◦ Hat sich Ausländer rechtstreu verhalten?
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2. Interessenabwägung - 
Gewichtung

Ausweisungsinteressen des 
Staates, § 54 AufenthG

Bleibeinteressen des 
Ausländers, § 55 AufenthG

Schwerwiegende
Bleibeinteressen, Abs. 2

Besonders Schwerwiegende
Bleibeinteressen, Abs. 1

Schwerwiegende
Ausweisungsinteressen, Abs. 2

Besonders Schwerwiegende
Ausweisungsinteressen, Abs. 1
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2. Interessensabwägung - 
Ausweisungsinteressen
BESONDERS SCHWERE 
AUSWEISUNGSINTERESSEN, § 54 
ABS. 1 AUFENTHG

◦ Freiheitsstrafe von mind. 2 Jahren (auch 
Jugendstrafe!)

◦ Freiheitsstrafe von mind. 1 Jahr                   
+ Straftat gg. Leben, Leib und körperliche 
Unversehrtheit oder sexuelle 
Selbstbestimmung oder Eigentum 
(serienmäßig!) oder Widerstand gg 
Vollstreckungsbeamte

◦ Angehöriger oder Unterstützer einer 
terroristischen Vereinigung

◦ Leiter eines verbotenen Vereins
◦ Gewaltanwendung oder Aufruf zu Gewalt 

zur Verfolgung von politischen oder 
religiösen Zielen

◦ Aufruf zu Hass gegen Teile der 
Bevölkerung

SCHWERE 
AUSWEISUNGSINTERESSEN, § 54 
ABS. 2 AUFENTHG

◦ Freiheitsstrafe von mind. 6 Monaten

◦ Jugendstrafe von mind. 1 Jahr ohne Bewährung

◦ Verstoß gg § 29 BtMG als Täter oder 
Teilnehmer (auch Versuch!)

◦ Gebrauch von Heroin, Kokain o.ä. + Weigerung 
der Therapie

◦ Verhinderung der Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben und Nötigung zur Ehe

◦ Falschangaben ggü 
Ausländerbehörde/Botschaft zu Kontakten zu 
terroristischen Organisationen

◦ Falschangaben zur Erlangung eines 
Aufenthaltstitels

◦ Nicht nur vereinzelter oder geringfügiger 
Verstoß gegen Rechtsvorschriften oder 
gerichtliche oder behördliche Verfügungen
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2. Interessensabwägung - 
Bleibeinteressen

BESONDERS SCHWERE 
BLEIBEINTERESSEN, § 55 ABS. 1 
AUFENTHG

◦ Besitz einer NE                                                           
+ 5 jähriger rechtmäßiger Aufenthalt

◦ Besitz einer AE                                                           
+ in BRD geboren oder Einreise als 
Minderjähriger                                                                     
+ 5 jähriger rechtmäßiger Aufenthalt

◦ Besitz einer AE                                                                     
+ 5jähriger rechtmäßiger Aufenthalt                                 
+ familiäre Lebensgemeinschaft mit 
Ausländer nach Nr. 1 oder 2

◦ Familiäre Lebensgemeinschaft mit 
Deutschem oder Ausübung 
Personensorgerecht oder Umgangsrecht 
für deutsches Kind

◦ AE nach § 23 Abs. 4, 24, 25 Abs. 4a Satz 3, 
29 Abs. 2 oder 4 AufenthG

SCHWERE BLEIBEINTERESSEN, § 
55 ABS. 2 AUFENTHG

◦ Besitz einer AE + Minderjährigkeit
◦ Besitz einer AE                                                            

+ 5 jähriger tatsächlicher Aufenthalt (auch 
nicht rechtmäßig!)

◦ Ausübung Personensorge oder 
Umgangsrecht für ausländisches Kind mit 
rechtmäßigem Aufenthalt in BRD

◦ Minderjährigkeit                                                      
+ Eltern/ein personensorgeberechtigter 
Elternteil mit rechtmäßigem Aufenthalt in 
BRD

◦ Belange oder das Wohl eines Kindes sind 
betroffen

◦ AE nach § 25 Abs. 4a Satz 1
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3a. Sonderfälle
§ 53 Abs. 3 AufenthG - Ausweisung von
➢Anerkannten Asylberechtigten und Flüchtlingen

➢Personen mit Assoziationsrecht EWG/Türkei

➢Daueraufenthalt-EU

nur, wenn

persönliches Verhalten des Betroffenen

Gegenwärtige schwerwiegende Gefahr für öffentliche Sicherheit und Ordnung 
darstellt, 

die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt

und Ausweisung für Wahrung dieses Interesses unerlässlich
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3b. Sonderfälle
§ 53 Abs. 4 AufenthG:

Ausweisung von
Personen, die Asylantrag gestellt haben

nur

nach rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens

Ausnahmen:

Sachverhalt wie Abs. 3 (schwerwiegende Gefahr + Grundinteresse + Ausweisung 
unerlässlich)

Vollziehbare Abschiebungsandrohung nach AsylG
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4. Wirkungen der Ausweisung
➢ Erlöschen des Aufenthaltstitels (von Gesetzes wegen),       

     § 51 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG

➢ Ausreisepflicht, § 50 AufenthG 

        freiwillige Ausreise oder Abschiebung

➢ (absolute) Titelerteilungssperre = Aufenthaltserlaubnis  

     darf nicht erteilt werden, § 11 Abs. 1 AufenthG

➢ Wiedereinreisesperre, § 11 Abs. 1 AufenthG
◦ Wird v.A.w. befristet, § 11 Abs. 2 AufenthG

◦ Wiedereinreisesperre wirkt aber i.d.R. faktisch lebenslänglich!
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C. Im Einzelnen
I I .  BEENDIGUNG DES AUFENTHALTSRECHTS
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II. Beendigung des 
Aufenthaltsrechts
◦ Strafrechtliche Verurteilung führt i.d.R. nicht automatisch 

zum Erlöschen oder Widerruf einer Aufenthaltserlaubnis 
oder Niederlassungserlaubnis (vgl. §§ 51 und 52 
AufenthG)

◦ Ausnahme: Widerruf der Aufenthaltserlaubnis nach § 19d 
AufenthG bei strafrechtlicher Verurteilung, § 19d Abs. 1b 
AufenthG

◦ Straftaten bis 90 TS (Ausländerstraftaten) und 50 TS (andere Straftaten) 
bleiben außer Betracht

◦ Aufenthaltserlaubnis/Niederlassungserlaubnis erlischt bei 
Ausweisung, § 51 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG
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C. Im Einzelnen
I I I .  ERTEILUNG UND VERLÄNGERUNG EINES 
AUFENTHALTSRECHTS
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III. Erteilung und Verlängerung 
eines Aufenthaltsrechts
Allgemeines

◦ Ausgangspunkt: Ausländer hat Duldung, Aufenthaltsgestattung 
oder Aufenthaltserlaubnis

◦ Voraussetzung der Erteilung/Verlängerung einer 
Aufenthaltserlaubnis in der Regel Nichtvorliegen eines 
Ausweisungsinteresses, § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG

◦ Strafrechtliche Verurteilung = Ausweisungsinteresse

◦ Auch Einstellung nach § 153/153a StPO kann Ausweisungsinteresse sein 
(Ausländerbehörde nicht an Einschätzung der Strafgerichte gebunden!)

◦ „i.d.R.“, also Erteilung/Verlängerung im Ausnahmefall möglich

◦ Ausweisungsinteresse unerheblich bei Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 
bis 3 AufenthG (Flüchtlinge, subsidiär Schutzberechtigte, 
Anschiebungsverbote), § 5 Abs. 3 AufenthG (aber: siehe Ausnahmen!)

◦ Zwingende Versagung bei Terroristen und politischen Gewalttätern, § 5 Abs. 4 
AufenthG
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III. Erteilung und Verlängerung 
eines Aufenthaltsrechts
Besonderheiten bei Asylbewerbern und Flüchtlingen

◦ Ausgangspunkt: Ausländer hat Aufenthaltsgestattung oder 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1, 2 oder 3 AufenthG

◦ Ausweisungsinteresse i.d.R. unerheblich, § 5 Abs. 3 AufenthG, 
Ausnahmen:

◦ Flüchtlinge und subsidiär Schutzberechtigte (Aufenthalt nach § 25 Abs. 2 AufenthG): § 60 
Abs. 8 AufenthG

◦ keine Anerkennung bei:

◦ Freiheitsstrafe von mind. 3 Jahren für Verbrechen/bes. Schweres Vergehen oder

◦ Freiheitsstrafe von mind. 1 Jahr für Straftat gegen Leben, körperliche Unversehrtheit, 
sexuelle Selbstbestimmung, Eigentum, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte + 
Begehung mit Gewalt, Drohung oder List

◦ Für Ausländer mit Abschiebungsverbot (Aufenthalt nach § 25 Abs. 3 AufenthG): § 25 Abs. 
3 S. 3 Nr. 2 AufenthG 

◦ Zwingend keine Aufenthaltserteilung bei Straftat von erheblicher Bedeutung 
(schweres Kapitalverbrechen)
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III. Erteilung und Verlängerung 
eines Aufenthaltsrecht
Besonderheiten bei Ausländern mit Duldung:

◦ Strafrechtliche Verurteilung als zwingender Ausschlussgrund bei:
◦ Erteilung der Ausbildungsduldung (hier auch Erlöschensgrund!), vgl. § 60c Abs. 1 

Nr. 4 und Abs. 4 AufenthG

◦ Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach erfolgreicher Ausbildung, § 19d Abs. 1 Nr. 
7 AufenthG

◦ Erteilung der Aufenthaltserlaubnis für integrierte Jugendliche, § 25a Abs. 3 
AufenthG

◦ Straftaten bis 90 TS (Ausländerstraftaten) und 50 TS (andere 
Straftaten) bleiben außer Betracht

◦ Bei Erteilung Aufenthaltserlaubnis bei nachhaltiger Integration, § 25b 
AufenthG 

◦ zwingender Ausschlussgrund nur bei Straftaten i.S.d. § 54 Abs. 1 oder 2 Nr. 1 und 2 
AufenthG (mind. 2 Jahre Freiheitsstrafe oder Terrorismusverdacht), § 25b Abs. 2 
Nr. 2 AufenthG
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III. Erteilung und Verlängerung 
eines Aufenthaltsrecht
Besonderheiten bei Erteilung der 
Niederlassungserlaubnis:
◦ Voraussetzung der Erteilung: i.d.R. mind. 5 Jahre 

Aufenthaltserlaubnis

◦ Keine Erteilung, wenn „Gründe der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung“ entgegenstehen, § 9 Abs. 2 Nr. 4 AufenthG

 Tilgung wird abgewartet

◦ Bei Jugendlichen/Heranwachsenden keine Erteilung bei
◦ Aktuell bestehendes Ausweisungsinteresse, § 35 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG – 

Wiederholungsgefahr

◦ In den letzten 3 Jahren Verurteilung zu einer Jugendstrafe von mind. 6 
Monaten oder Freiheitsstrafe 3 Monate oder 90 TS
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C. Im Einzelnen
IV.  EINBÜRGERUNG
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IV. Einbürgerung
◦ Voraussetzung der Einbürgerung i.d.R. 5 Jahre 

rechtmäßiger Aufenthalt (3 Jahre bei deutsche 
Ehepartner)

◦ Strafrechtliche Verurteilung als Ausschlussgrund für 
Einbürgerung, § 8 Abs. 1 Nr. 2 StAG

◦ Gilt auch bei Maßregel der Besserung und Sicherung 
wegen Schuldunfähigkeit, § 8 Abs. 1 Nr. 2 Alt 2 StAG

 Tilgung muss abgewartet werden
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D. Zusammenfassung
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Ausländerrechtliche Folgen 
nach Art des Aufenthaltstitels

Duldung, 

§ 60a AufenthG 

Erteilung der Ae, z.B. § 
25a AufenthG

Strafrechtliche Verurteilung als Ausschlussgrund, 
z.B. § 25a Abs. 3 AufenthG

Aufenthaltsgestattung, 

§ 55 AsylG 

Prüfung 
Flüchtlingseigenschaft u.a.

Strafrechtliche Verurteilung als Ausschlussgrund, 
z.B. Zwingender Ausschluss bei Verurteilung zu 3 

Jahren, § 60 Abs. 8 AufenthG

Aufenthaltserlaubnis, 

AufenthG

Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis

Strafrechtliche Verurteilung als Ausschlussgrund, 

Ausweisungsinteresse, § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG

Niederlassungserlaubnis, §§ 9 
oder 35 AufenthG

Keine automatische 
Überprüfung

Aber: Erlöschen bei Ausweisung, § 51 Abs. 1 Nr. 5 
AufenthG

Aufenthaltserlaubnis und 
Niederlassungserlaubnis

Einbürgerung
Strafrechtliche Verurteilung als Ausschlussgrund, § 

8 Abs. 1 Nr. 2 StAG

Alle Ausweisung

Erlöschen des Titels, § 53 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG 
oder

Erteilungssperre nach  § 11 Abs. 1 AufenthG
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!
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